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Jugendspezifische Ausgestaltung und Verwirklichung der 
Verurteilung auf Bewährung

Bei der Ausgestaltung und Verwirklichung der Verurtei­
lung auf Bewährung sind sowohl die allgemeinen als auch 
die individuellen Besonderheiten des jugendlichen Täters 
zu berücksichtigen. Eine Befragung auf Bewährung ver­
urteilter Jugendlicher ergab, daß ein Teil von ihnen die 
Verurteilung nicht als echte Strafe empfunden hat (beson­
ders diejenigen, deren Bewährungszeit widerrufen wurde). 
Das weist auf die Notwendigkeit hin, die gesetzlichen Mög­
lichkeiten der Ausgestaltung der Bewährungsverurteilung 
in Einheit mit den gesellschaftlich-erzieherischen Aktivi­
täten noch besser zur Wirkung zu bringen.

Aus den Untersuchungen geht hervor, daß bei einem 
Jugendlichen, bei dem auf Grund negativer Persönlich­
keitsumstände die Gefahr erneuter Straffälligkeit besteht, 
höhere Anforderungen an die individuelle und tatbezogene 
Ausgestaltung und Verwirklichung der Bewährungsstrafe 
zu stellen sind, als bei einem Jugendlichen, dessen Straf­
tat eine einmalige Entgleisung war. Dabei bestätigt sich 
immer wieder, daß dann, wenn die Arbeits- und Lern­
kollektive, die Gruppen des sozialistischen Jugendverban- 
des und andere gesellschaftliche Erziehungsträger am 
Strafverfahren sowie an der Gestaltung und Kontrolle des 
Bewährungsprozesses differenziert und zweckentsprechend 
beteiligt waren, beachtliche Bewährungserfolge erreicht 
wurden. Deshalb ist und bleibt die zielgerichtete Weiter­
entwicklung des Mitwirkens geeigneter gesellschaftlicher 
Kräfte eine wesentliche Aufgabe bei der Erhöhung der 
Wirksamkeit der Bewährungsstrafe und ihrer Kontrolle.

Bestätigung von Bürgschaften bzw. Betreuern

Die Bewährungsprozesse konnten in der Regel besonders in 
den Fällen mit vollem Erfolg abgeschlossen werden, in 
denen eine Kollektiv- oder Einzelbürgschaft bzw. ein Be­
treuer bestätigt wurde. Das weist auf die Notwendigkeit 
hin, bereits im Ermittlungsverfahren noch zielgerichteter 
auf die Übernahme von Bürgschaften und die Gewinnung 
von Betreuern Einfluß zu nehmen. Hervorzuheben ist in 
diesem Zusammenhang auch, daß etwa 75 Prozent aller im 
Rahmen unserer Untersuchung befragten Jugendlichen 
während ihrer Bewährungszeit gern einen Betreuer gehabt 
hätten. Die Mehrzahl von ihnen hatte auch konkrete Vor­
stellungen über die Person des Betreuers.

Gegenwärtig ist die Möglichkeit der Bestätigung eines 
Betreuers nur in § 20 Abs. 1 der 1. DB zur StPO geregelt, 
und hier in erster Linie für den Fall der Auferlegung be­
sonderer Pflichten nach § 70 StGB. Notwendig wäre es 
m. E., die Aufgaben und Rechte des Betreuers zu konkre­
tisieren.®

Anwendung einzelner Bewährungsverpflichtungen

Die Anforderungen an die Ausgestaltung und Verwirkli­
chung der Verurteilung auf Bewährung eines Jugendlichen 
ergeben sich in erster Linie aus seiner Persönlichkeit und 
seinen Erziehungsverhältnissen. Die Erfahrungen zeigen, 
daß für die erzieherische Wirkung klar und abrechenbar 
gestaltete Verpflichtungen besonders wichtig sind. Bedeut­
sam ist auch, dem Jugendlichen solche Aufgaben zu stellen 
bzw. Auflagen zu erteilen, die ihm nicht nur die Verwerf­
lichkeit seiner Straftat bewußt machen, sondern auch seine 
Persönlichkeitsentwicklung wirksam unterstützen und da­
mit erneuter Straffälligkeit Vorbeugen.

Die Auflage zum Schul- bzw. Lehrabschluß wird vor 
allem denjenigen Jugendlichen erteilt, bei denen tatbezo­
gen ein ungefestigtes bzw. negatives Lern- und Arbeitsver­
halten festgestellt wurde. Dabei hat sich die Praxis einiger 
Gerichte günstig auf den Bewährungsverlauf ausgewirkt, 
mit den nach § 72 StGB möglichen Auflagen auf einen 
e r f o l g r e i c h e n  Abschluß der Schulbildung bzw. eines 
bestimmten K l a s s e n z i e l s  oder der Lehre zu orientie­
ren und auf Bürgschaftserklärungen hinzuwirken, in de­
nen Verpflichtungen des Kollektivs oder von Einzelperso­
nen mit konkreten Selbstverpflichtungen des Jugendlichen 
zur Verbesserung seiner Leistungen verbunden werden. 
Die Wirksamkeit derartiger Auflagen liegt darin, daß der 
Jugendliche durch Ausschöpfung seines Leistungsvermö­
gens seine Bewährung nachweist. Das bedingt, daß die 
Erfüllung dieser Auflagen straff kontrolliert und wenn es

geboten ist, vom Gericht — ggf. mit Widerruf — rechtzeitig 
und konsequent reagiert wird.

Für die Verpflichtung zur Wiedergutmachung des Scha­
dens ist von besonderer Bedeutung, daß sie mit Festlegun­
gen über Zahlungsfristen unter Beachtung der Vermögens­
lage des Jugendlichen und des Umstands ausgestaltet wird, 
daß diese Festlegungen S t r a f e n c h a r a k t e r  haben.7 
Es erweist sich als unzureichend, bei der Festlegung von 
Fristen bzw. einzelnen Raten lediglich von den Einkünften 
des Jugendlichen auszugehen, ohne die ihm gehörenden 
Sachwerte und seine Ersparnisse zu berücksichtigen. So 
wäre es aus erzieherischen Gründen und im Interesse einer 
schnellen Wiedergutmachung des Schadens z. B. richtig, bei 
einem Jugendlichen, der einem anderen das Moped ent­
wendet und zur Ersatzteilgewinnung völlig demontiert 
hatte, hinsichtlich des frühestmöglichen Zeitpunkts der 
Wiedergutmachung zu berücksichtigen, daß er sein Moped 
eventuell verkauft. Eine Vollstreckung in das Vermögen 
des Jugendlichen ist ohnehin zivilrechtlich zulässig.

Ungenügend genutzt wird mitunter die gesetzliche Mög­
lichkeit, mit Einverständnis des Geschädigten den Schaden 
durch eigene Arbeit wiedergutzumachen.

Im Ermittlungsverfahren bzw. in der gerichtlichen 
Hauptverhandlung sollten aus diesem Grunde der Jugend­
liche, der Geschädigte und die Erziehungsberechtigten über 
ihre Vorstellungen zur Wiedergutmachung des Schadens 
zielgerichtet befragt werden.

Mit der Verpflichtung zur unbezahlten gemeinnützigen 
Arbeit in der Freizeit soll der Verurteilte dazu angehalten 
werden, durch gewissenhafte, ehrliche und gesellschaftlich 
nützliche Arbeit die von der Gesellschaft und von einzel­
nen Bürgern geschaffenen Werte zu achten, um so zu einer 
Bewährung beizutragen. Die Wirksamkeit dieser Verpflich­
tung hängt entscheidend von der richtig differenzierten 
Festlegung der Dauer der Freizeitarbeit und von der Art 
und Weise ihrer Verwirklichung ab.8

Kontrolle des Bewährungsverlaufs

Unerläßlich ist es, die Verwirklichung der Verurteilung 
auf Bewährung straff zu kontrollieren. Wird das nicht in 
dem notwendigen Umfang getan, kann das Urteil bei dem 
Jugendlichen leicht in Vergessenheit geraten. Bei der Un­
tersuchung von Widerrufen der Bewährungszeit wurde 
festgestellt, daß diese insbesondere wegen erneuter Straf­
fälligkeit innerhalb der ersten vier Monate nach der Ver­
urteilung angeordnet wurden. Ergibt sich aus dem Sozial­
verhalten vor der Tat die Gefahr erneuter Straffälligkeit, 
dann sollte die Erfüllung der auferlegten Verpflichtungen 
zu Beginn der Bewährungszeit in kürzeren Zeitabständen 
und für den Jugendlichen spürbar kontrolliert werden. 
Dabei bewährt sich der Einsatz von Schöffen, weil der Ju­
gendliche so erkennt, daß er während der Bewährungszeit 
der Kontrolle des Gerichts unterliegt.

Während einerseits zur Sicherung der Wirksamkeit der 
Verurteilung auf Bewährung auf Verletzungen von Ver­
pflichtungen unverzüglich und konsequent zu reagieren 
ist, sollte andererseits die gesetzliche Möglichkeit stärker 
genutzt werden, bei anerkennenswerten Fortschritten in 
der Persönlichkeitsentwicklung des verurteilten Jugend­
lichen den Rest der Bewährungszeit zu erlassen (§ 35 Abs. 2 
StGB). 1 2 3 4 5 6 7 8
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